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VORWORT

Seit den frühen 1980er Jahren verändert sich die politische und wirtschaftliche Ordnung westlicher Gesellschaften grundlegend. Deregulierung, Privatisierung, Globalisierung sowie die zunehmende Internationalisierung von Kapital und Märkten haben das Verhältnis zwischen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in nahezu allen westlichen Demokratien nachhaltig verändert.

Das Wort »Privatisierung« taucht damals plötzlich in nahezu jeder politischen Debatte auf und wird der Bevölkerung – ausgehend von neoliberal gesonnenen Politikern – als alternativlose wirtschaftspolitische Reform verkauft.

Im Laufe der vergangenen Jahrzehnte bewirkt diese sogenannte »Liberalisierung der Märkte« einen tiefgreifenden Strukturwandel, der auch die Bundesrepublik Deutschland erfasst, lange Zeit jedoch weitgehend außerhalb der öffentlichen Wahrnehmung bleibt. Erst als die Folgen spürbar werden, beginnen viele Menschen aufzuhorchen und hinterfragen, was in den letzten Jahren geschehen ist.

Wohnungen sind verkauft worden, Krankenhäuser privatisiert, öffentliche Infrastruktur in Unternehmen umgewandelt. Andere Entscheidungen von erheblicher politischer Tragweite sind auf europäische oder internationale Ebenen verlagert worden.

Demokratische Institutionen, Wahlen und Parlamente bestehen nach wie vor. Auch das demokratische Grundprinzip der Volkssouveränität, wonach die Macht im Staat allein vom Volk verliehen wird und allein das Volk die Handlungen aller staatlichen Organe wie Parlamente und Regierungen legitimiert, gilt weiterhin.

Aber können diese gewählten Regierungen immer noch alle demokratischen Einflussmöglichkeiten nutzen und ihre politische Gestaltungsmacht im Sinne ihrer Wähler einsetzen? Wo liegen heute die tatsächlichen Zentren gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Macht? Was bedeutet das für die Demokratie an sich? Vor allem:


Welche Bereiche eines Staates sind so wichtig für das Gemeinwohl, dass sie auf gar keinen Fall nach reinen Gewinninteressen organisiert werden dürfen?






TEIL I

ZUVERSICHT - DIE IDEE DES STAATES

Demokratie erscheint auf den ersten Blick einfach. Die Bürger wählen ihre Vertreter, die Vertreter treffen Entscheidungen, und der Staat handelt im Interesse des Gemeinwohls. So lernen wir es in der Schule, so steht es in Verfassungen, und so verstehen es die meisten Menschen.

Demokratie erscheint selbstverständlich. Doch wie funktioniert ein demokratischer Staat eigentlich? Welche Aufgaben muss er erfüllen, und welche Institutionen braucht er, um Freiheit, Sicherheit und Gemeinwohl miteinander zu verbinden?

Teil I beginnt mit einem einfachen Gedankenexperiment und führt von den Gründervätern der Bundesrepublik zu einer grundlegenden Frage: Was geschieht, wenn politische Gestaltungsmacht schrittweise auf andere Akteure übergeht?
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Väter und Mütter des Grundgesetzes





Kapitel 1 – Entwurf

Der parlamentarische Rat

Wer verstehen will, wie weit sich die BRD heute von ihren ursprünglichen Vorstellungen entfernt hat, muss zunächst einen Blick auf ihre Gründung werfen.

Heute scheinen viele Bürger zu glauben, die Bundesrepublik wäre von Anfang an ein Projekt wirtschaftlicher Eliten gewesen. Eine nähere Betrachtung der Mitglieder des Parlamentarischen Rates, der zwischen 1948 und 1949 das Grundgesetz ausarbeitete, ergibt jedoch ein anderes Bild.

Wenige Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs liegt Deutschland in Trümmern. Viele Städte sind zerstört und die Wirtschaft liegt am Boden. Vor allem aber ist das Vertrauen der Menschen in staatliche Institutionen erschüttert. Zwölf Jahre nationalsozialistischer Diktatur haben gezeigt, wie leicht Freiheit, Recht und Menschenwürde verloren gehen, wenn man politische Macht in die falschen Hände gibt.

Die Mitglieder des Parlamentarischen Rates sind von diesen Erfahrungen geprägt. Unter ihnen befinden sich Juristen, Verwaltungsfachleute, Lehrer, Journalisten, Gewerkschafter und Berufspolitiker. Viele haben Verfolgung, Krieg, Gefängnis oder politischen Widerstand erlebt. Zu den bekanntesten Persönlichkeiten dieser Ära gehören Konrad Adenauer (CDU), Carlo Schmid (SPD), Theodor Heuss (FDP), Elisabeth Selbert (SPD), Jakob Kaiser (CDU) und Paul Löbe (SPD).

Der Parlamentarische Rat ist kein Gremium von Industriellen, Bankiers oder Konzernmanagern. Unter seinen prägenden Persönlichkeiten finden sich nur wenige Vertreter großer Wirtschaftsinteressen.

Besonders interessant erscheint rückblickend die Rolle der Sozialdemokratie. Die SPD des Jahres 1948 ist noch nicht die SPD späterer Jahrzehnte. Das Godesberger Programm liegt elf Jahre in der Zukunft und die Partei versteht sich damals noch eindeutig als politische Vertreterin der Arbeitnehmerschaft und steht den Gewerkschaften sehr nahe. Viele ihrer Vertreter gehen seinerzeit davon aus, dass zentrale Bereiche der Daseinsvorsorge und der öffentlichen Infrastruktur selbstverständlich dauerhaft einer starken staatlichen Kontrolle unterliegen werden.

Auch die Kommunistische Partei Deutschlands ist im Parlamentarischen Rat vertreten, wenn auch nur mit zwei Mitgliedern. Ihr Einfluss bleibt demgemäß zwar gering, gehört aber zur Gründungsgeschichte der BRD und zeigt auf, wie viel breiter das politische Spektrum unmittelbar nach dem Krieg noch war.

Bemerkenswert ist außerdem, was die Verfasser des Grundgesetzes ganz bewusst nicht machen; sie schreiben nämlich keine Wirtschaftsordnung fest. Zwar enthält das Grundgesetz Eigentumsgarantien, soziale Verpflichtungen des Eigentums, Koalitionsfreiheit und das Sozialstaatsprinzip, es legt jedoch weder Kapitalismus noch Sozialismus verbindlich fest.

Die Verfasser schaffen damit bewusst einen Rahmen, innerhalb dessen zukünftige Generationen unterschiedliche politische Entscheidungen treffen können. Gerade hierin liegt eine der großen Stärken des Grundgesetzes. Seine Verfasser wollen keine Wirtschaftsverfassung schaffen, sondern eine Freiheitsverfassung.

Genau an diesem Punkt jedoch beginnt eine Diskussion, die bis heute anhält, denn gleichzeitig enthält das Grundgesetz der BRD eine Besonderheit, die unter demokratischen Verfassungen nahezu einzigartig ist: die sogenannte Ewigkeitsklausel.

Diese besagt, dass bestimmte Grundsätze selbst durch demokratische Mehrheiten nicht verändert werden dürfen. Dazu gehören insbesondere die Menschenwürde, die föderale Ordnung sowie die grundlegenden Prinzipien von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.

Die historische Motivation hierfür ist leicht nachvollziehbar. Die Verfasser wollten verhindern, dass sich die Erfahrungen der Weimarer Republik wiederholen, sie wollten verhindern, dass eine demokratische Mehrheit eines Tages die Demokratie selbst abschafft. Aus dieser Schutzfunktion ergibt sich jedoch eine grundsätzliche Frage:

Kann eine Verfassung dauerhaft demokratisch bleiben, wenn bestimmte Bereiche jeder späteren demokratischen Neubestimmung entzogen werden?

Oder anders formuliert:

Darf eine Generation zukünftigen Generationen verbindlich vorschreiben, welche politischen Grundentscheidungen niemals mehr zur Diskussion stehen?

Diese Frage richtet sich keineswegs gegen die Menschenwürde oder gegen die Demokratie an sich. Sie betrifft vielmehr das Verhältnis zwischen demokratischer Selbstbestimmung und verfassungsrechtlicher Dauerhaftigkeit. Wer heute eine grundlegende Reform des Staates fordert oder sogar den Entwurf einer neuen Verfassung vorlegt, gerät schnell in einen Spannungsbereich zwischen politischer Gestaltung und verfassungsrechtlicher Kontinuität.

Dabei stellt sich eine demokratische Grundfrage: Wo endet legitime Verfassungskritik und wo beginnt tatsächlich die Ablehnung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung?

Die Antwort darauf ist keineswegs so einfach. Gerade eine lebendige Demokratie muss sich zum einen selbst schützen dürfen gegen die Rückkehr der Diktatur. Zum anderen muss sie die Fähigkeit besitzen, über ihre eigenen Grundlagen nachzudenken, ohne jede grundsätzliche Reformidee automatisch als Angriff auf die bestehende Ordnung zu betrachten. Eine Demokratie, die jede Diskussion über ihre eigene Weiterentwicklung verhindert, läuft Gefahr, ihre Offenheit zu verlieren.




Kapitel 2 - Avalon

Ein funktionierender Staat

Stellen wir uns einen Augenblick vor, zwanzig Menschen würden beschließen, einen eigenen Staat zu gründen - nicht irgendwo in der Wirklichkeit, sondern nur in Gedanken. Nennen wir diesen Staat Avalon.

Die zwanzig Gründer sind sich in einem Punkt einig: Niemand soll mehr Rechte besitzen als die anderen. Es soll weder Könige noch Fürsten geben, keine Diktatoren und keine privilegierten Familien. Alle Bürger sollen gleich sein und gemeinsam über die Zukunft ihres Landes entscheiden.

Schon nach kurzer Zeit erkennen die Gründer, dass gute Absichten allein nicht genügen, denn ein Staat besteht nicht nur aus Menschen. Er besteht auch aus Regeln, Einrichtungen und Verantwortlichkeiten.

Deshalb setzen sich die zwanzig Bürger zusammen und überlegen, was Avalon zum Funktionieren braucht. Als Erstes beschließen sie, eine Verfassung zu schreiben. Darin halten sie fest, welche Rechte jeder Bürger besitzt, welche Aufgaben der Staat erfüllen soll und welche Grenzen staatlicher Macht gelten. Die Verfassung wird zum Fundament Avalons. Niemand soll über ihr stehen. Anschließend befassen sich die Gründer mit der Frage, wie Entscheidungen getroffen werden sollen. Sie schaffen eine Volksvertretung, die Gesetze beschließt, sie wählen eine Regierung, die diese Gesetze umsetzt, und errichten unabhängige Gerichte.
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Konflikte in Avalon werden von nun an nach Recht und nicht nach Willkür entschieden. Doch damit ist es nicht getan, denn die Bürger benötigen sauberes Trinkwasser, sie benötigen Strom, sie benötigen Straßen und Schulen, in denen ihre Kinder lernen können. Sie benötigen Krankenhäuser für den Fall von Krankheit und Verletzung, sie benötigen eine Post, Kommunikationsmittel und Verkehrssysteme sowie Pflegeeinrichtungen für das Alter. Kurz gesagt: Sie benötigen all jene Einrichtungen, die das tägliche Leben überhaupt erst ermöglichen.

Nach langen Diskussionen kommen die Gründer zu einem einfachen Ergebnis. Alles, was für das Gemeinwesen unverzichtbar ist, muss dauerhaft im Interesse des Gemeinwohls betrieben werden, denn was allen Bürgern dient, soll auch allen Bürgern gehören. So entsteht Schritt für Schritt das Modell von Avalon:

In seiner Mitte stehen die Bürger und von ihnen geht alle demokratische Legitimation aus. Um sie herum entstehen die Einrichtungen des Staates: Parlament, Regierung und Gerichte. Daneben wachsen Schulen, Krankenhäuser, Wasserwerke, Energieversorgung, Verkehrswege und Kommunikationsnetze. Jede dieser Einrichtungen erfüllt eine eigene Aufgabe, und gemeinsam bilden sie das Fundament eines funktionierenden Gemeinwesens.

Die Bürger Avalons verstehen dabei etwas, das in späteren Zeiten oft gerne vergessen wird: Freiheit bedeutet nicht, dass jeder tun kann, was er möchte. Freiheit bedeutet vielmehr, dass individuelle Freiheit und Gemeinwohl in einem ausgewogenen Verhältnis stehen müssen. Eine Gesellschaft, in der ausschließlich das Recht des Stärkeren gilt, ist ebenso wenig frei wie eine Gesellschaft, die jede persönliche Freiheit unterdrückt.

Deshalb versuchen die Gründer Avalons, beides miteinander zu verbinden. Sie schaffen einen Staat, der stark genug ist, das Gemeinwohl zu schützen, und zugleich begrenzt genug, die Freiheit seiner Bürger zu bewahren. Viele Jahre lang funktioniert dieses Modell erstaunlich gut:


	Die Menschen arbeiten.

	Die Kinder gehen zur Schule.

	Kranke werden behandelt.

	Die Versorgung funktioniert.

	Die Gerichte sprechen Recht.


Die Bürger sind davon überzeugt, dass Avalon ihnen gehört, und genau an diesem Punkt beginnt unsere Geschichte interessant zu werden, denn in der Folge werden wir schauen, was später aus Avalon geworden ist.
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Die Avantgarde tagt - die Regierung von Avalon



Kapitel 3 - Wandel

Unmerkliche Veränderungen

Der kleine Staat namens Avalon ist weder groß noch besonders mächtig. Auf den Landkarten der Welt nimmt er kaum Raum ein. Dennoch sind seine Bürger stolz auf ihr Land. Nicht wegen seines Reichtums oder seiner Größe, sondern weil Avalon ihnen gehört.

Nicht einem König, nicht einem Kaiser, nicht einer Partei, nicht einem Konzern, sondern ausschließlich seinen Bürgern.

So jedenfalls glauben sie.

Als die zwanzig Gründer Avalons einst ihre Verfassung entwarfen, hatten sie sich ein ehrgeiziges Ziel gesetzt. Nie wieder sollte die Macht in den Händen weniger liegen. Niemand sollte über die anderen herrschen können. Alle Bürger sollten die gleichen Rechte besitzen, ihre Interessen vertreten und über die Zukunft ihres Landes mitentscheiden können.

Die Gründer waren kluge Menschen. Sie wussten, dass Freiheit nicht allein aus schönen Worten besteht. Deshalb schrieben sie nicht nur eine Verfassung. Sie schufen auch die Einrichtungen, die ein Gemeinwesen zum Funktionieren braucht. So errichteten sie ein Wasserwerk und bauten Stromleitungen. Sie gründeten eine Post, eröffneten Schulen und Krankenhäuser, legten Straßen an und schufen ein modernes Kommunikationsnetz. Vor allem aber beschlossen sie, dass all diese Einrichtungen den Bürgern Avalons gemeinsam gehören sollten. Nicht einzelnen Menschen, nicht privaten Eigentümern, sondern der Gemeinschaft.

Viele Jahre lang funktioniert dieses Modell erstaunlich gut. Die Menschen gehen ihrer Arbeit nach, die Kinder besuchen die Schulen, Kranke werden versorgt und Briefe zugestellt. Aus den Leitungen fließt Wasser, in den Häusern brennt Licht, und die Bürger machen sich kaum Gedanken darüber. So wie man über die Luft nicht nachdenkt, solange genügend davon vorhanden ist.

Mit den Jahren wird Avalon wohlhabender. Die Häuser werden größer, die Straßen besser und die Geschäfte voller. Manche Bürger behaupten sogar, Avalon sei das erfolgreichste Land der Welt.

Dann erscheint eines Tages ein Kaufmann auf dem Marktplatz. Er ist freundlich, höflich und gut gekleidet. Vor allem aber versteht er es, überzeugend zu sprechen.

»Warum betreibt ihr eigentlich euer Wasserwerk selbst?«, fragt er die Bürger. Die Menschen sehen einander an. Darüber haben sie noch nie nachgedacht.

»Weil es uns gehört«, antwortet schließlich jemand.

Der Kaufmann lächelt. »Mag sein«, sagt er. »Aber ich könnte es besser betreiben. Effizienter. Moderner. Billiger. Und außerdem würde ich euch sofort eine beträchtliche Summe Geld dafür bezahlen.«

Die Bürger beraten lange. Die Argumente klingen vernünftig. Das Wasser wird weiterhin fließen. Die Leitungen werden modernisiert. Die Verwaltung kann verkleinert werden, und zusätzlich erhält die Gemeinschaft Geld.

Schließlich stimmen die Bürger zu, das Wasserwerk wird verkauft. Zunächst scheint die Entscheidung richtig gewesen zu sein. Das Wasser fließt wie zuvor, die Leitungen funktionieren, und die meisten Menschen bemerken keinen Unterschied. Nach einigen Jahren fragen sich viele sogar, warum sie sich jemals selbst um das Wasserwerk gekümmert haben. Einige Zeit später kehrt der Kaufmann zurück. »Warum betreibt ihr eigentlich euer Stromnetz selbst?«

Die Diskussion verläuft wie beim Wasserwerk. Wieder werden Modernisierung, Effizienz und Einsparungen versprochen. wieder erhalten die Bürger Geld, und wieder stimmen sie zu.

So beginnt ein Prozess, der sich über Jahrzehnte erstrecken soll. Die Post wird verkauft. Die Telekommunikation wird verkauft. Die Krankenhäuser werden verkauft. Die Wohnungen werden verkauft. Die Pflegeheime werden verkauft. Später werden sogar Teile der Schulen und Universitäten privaten Trägern überlassen.

Immer erscheinen Menschen auf dem Marktplatz, die überzeugende Argumente vortragen. Immer erhalten die Bürger Geld, und immer scheint zunächst alles besser zu werden.

Gerade deshalb bemerken die meisten Menschen die Veränderung kaum.
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